
~oodwatch düpiert Behörden 
Kampagne zu Mineralölrückständen führt nicht nur den Handel vor 

Berlin. Die jüngste Foodwatch­
Kampagne, mit der die NGO Händ­
ler und Lebensmittelhersteller vor 
sich hertreibt, erntet Widerspruch 
bei der Lebensmittelkontrolle. 

rung und Landwirtschaft (BMEL), eine 
entsprechende Verordnung vorzulegen. 

Dagegen findet die Bundesvorsitzen­
de des Bundesverbands der Lebensmit­
telkontrolleure, Anja Tittes, klare Wor­
te: „Hier wird 'das Instrument des frei- _ 

Öffentlich am Pranger: Nach Kaufland jetzt Rewe. 

willigen Rückru­
fes durch den be­
troffenen Herstel­
ler ad absurdum 
geführt", sagt sie. 
Das Tätigwerden 
von Foodwatch 
widerspreche zu­
dem dem LFGB 
und schieße 
„deutlich" über 
das Ziel hinaus. 
„Sie hätten sich 
mit den Ergebnis­
sen an die amtli­
che Überwachung 
wenden müssen." 

Stein des Anstoßes ist, dass Foodwatch 
„öffentliche Produktrückrufe" insze­
niert. Diese aber sind laut § 40 des Le­
bensmittel und Futtermittelgesetzbu­
ches (LFGB) ureigenste Aufgabe der 
Unternehmen oder der Überwachung 
der Länder. Dies bestätigt auch das 
hessische Verbraucherschutzministeri­
um: „Aus gutem Grund hat der Ge­
setzgeber die Verantwortung für Pro­
duktrückrufe in die Hände des betrof­
fenen Unternehmens oder der Lebens­
mittelüberwachung gelegt." In Fragen 
der Amtsanmaßung verweist das Wies­
badener Ministerium auf die Fachauf­
sicht des Landes Berlin. 

Das SPD-regierte Nordrhein-Westfa­
len verweist darauf, dass man in die 
Auseinandersetzung nicht involviert sei. 
Und toxikologische Daten zur Ablei­
tung von Grenzwerten für Mineralöl 
ständen derzeit nicht zur Verfügung. Es 
sei am Bundesministerium für Ernäh-

Ob fehlender gesetzlicher Regelun­
gen finden in stiller Übereinkunft der 
Kontrollbehörden die Schwellenwerte 
der beim BMEL auf Eis liegenden Mine­
ralölverordnung Anwendung. Dem 
Landesamt für Umwelt und Verbrau­
cherschutz NRW zufolge gibt es im EU­
Schnellwarnsystem aktuell einen Ein­
trag zu einem Pizzakarton. Seit 2006 

habe es mehr als zwei Dutzend Schnell­
warnmeldungen zu unspezifischen Mi­
neralölnachweisen gegeben. Den Fokus 
jedoch allein auf die Migration von Mi­
neralöl aus Lebensmittel-Verpackungen 
zu richten, greift aus Sicht von Uta Ver­
beek zu kurz. Sie verweist auf eine Stu­
die des BMEL wonach mehr als 200 

weitere Substanzen aus Altpapier in Le­
bensmittel übergehen können. Die Ge­
schäftsführerin bei Meyer Science hält 
daher den Einsatz von Barrieren in Le­
bensmittel-Verpackungen für wün­
;sch.el).swert. hl<rlgmsllz 50-15 
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Rotbäckchen"-Streit 

geht weiter 

Karlsru he . Am Donnerstag verhan­
delt der Bundesgerichtshof in Sa­
chen „Werbung für Kindersaft" 
(nach Redaktionsschluss). Es geht 
maßgeblich um die Frage, ob die 
Aufmachung von Rabenhorsts „Rot­
bäckchen" -Saft einen Kinder-Claim 
nach Artikel 14 Health-Claims-Ver- · 
ordnung darstellt, an dessen Zuläs­
sigkeit das Regelwerk strenge Anfor­
derungen stellt. Dies hatte der Ver­
braucherzentrale Bundesverband in 
den Vorinstanzen erfolgreich gel­
tend gemacht. Auf der Flasche pran­
gen ein Mädchenkopf sowie die An­
gaben „Lernstark" und „Mit Eisen 
. .. zur Unterstützung der Konzen­
trationsfähigkeit". gms!lz 50-15 

Mineralwasser-Claims 
auf dem Prüfstand 

Bad Homburg. Im Nachgang zum 
„Gerolsteiner-Urteil" des Oberlan­
desgerichts Koblenz von vergange­
ner Woche (lz 49-15) rät die Zentrale 
zur . Bekämpfung des unlauteren 
Wettbewerbs, keine gesundheitsbe­
zogenen Angaben bei Mineralwasser 
zu verwenden, wenn nicht die Min­
destanforderungen der EU-Health­
Claims-Verordnung eingehalten wer­
den. Die Wettbewerbszentrale geht 
davon aus, dass Gerolsteiner Nicht­
zulassungsbeschwerde zum Bundes­
gerichtshof einlegen wird. In de~ 
somit weitergehenden Verfahren will 
die Zentrale für die gesamte Mine­
ralwasserbranche klären lassen, wel­
che Anforderungen an gesundheits­
bezogene Angaben für Mineralwas­
ser zu stellen sind. gmsllz 50-15 
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